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A. Einleitung

Der Volksmund hält das Steuerrecht für eine eher trockene Materie und sieht 
diejenigen, die sich damit auseinandersetzen, in einem meist nur wenig besseren 
Licht. Dass an diesem Vorurteil durchaus Zweifel angebracht sind, zeigen u. a. 
die Fachbeiträge zur Novellierung der steuerlichen Abzugsfähigkeit betrieblicher 
Zinsaufwendungen durch die sogenannte Zinsschranke. Denn bei der Analyse die-
ses Kernelements der Unternehmensteuerreform des Jahres 2008 weichen Finanz- 
und Steuer(rechts)experten von ihrem sonst sehr sachlichen Vokabular ab und be-
dienen sich eines lebendigen und bunten Sprachjargons. Diese meist wohl bewusst 
versteckt gehaltenen, literarischen und rhetorischen Talente kommen zum Vor-
schein, wenn sie sich zur Pointierung dieser in § 4h EStG i. V. m. § 8a KStG ge-
regelten Gewinnermittlungsvorschrift bildhafter Vergleiche aus anderen wissen-
schaftlichen Disziplinen bedienen und damit die Leidenschaft für ihr eigenes Fach 
unterstreichen.

So nutzen die Autoren Beispiele aus der Zoologie, indem sie die Regelung – 
noch harmlos – als „Tiger“1 beschreiben, der mit „Biss“2 oder recht „zahnlos“3 da-
herkomme. Aus dem Blickwinkel eines Meteorologen sei die Zinsschranke eine 
„Schönwetterreform“4, da sie „bei schlechtem Wetter“5 zu nichts tauge.6 Etwas düs-
terer fallen die Beurteilungen mit Bezug zur Pyrotechnik und Medizin aus. Dann 
nennen sie die Regelung eine „gezündete Lunte“7 oder einen „Brandbeschleuni
ger“8 und vergleichen deren Wirkung mit der einer „Giftspritze“9, die „brutal“10 in 
den Steuerkreislauf eingedrungen sei und schon „leicht erkältete Unternehmen auf 
die Intensivstation“11 schicke. Auch um historische Parallelen ist man bemüht. Zur 
Illustration der Trennschärfe der Zinsschranke sucht man mit dem „Schafott“12 das 

	 1	Jarass, in: BT, Protokoll Nr. 16/56, Finanzausschuss Wortprotokoll, S. 49.
	 2	Freitag, in: BT, Protokoll Nr. 16/56, Finanzausschuss Wortprotokoll, S. 57.
	 3	Freitag, in: BT, Protokoll Nr. 16/56, Finanzausschuss Wortprotokoll, S. 57 mit Bezug auf 
Jarass, in: BT, Protokoll Nr. 16/56, Finanzausschuss Wortprotokoll, S. 49.
	 4	Verweis auf Welling bei Richter/Fischer, Tagungsbericht 23. Berliner Steuergespräch, 
S. 11.
	 5	Neumann, Ubg 2009, 461.
	 6	Ähnlich Eickhorst, BB 2007, 1707 ff.
	 7	Zitiert bei Neumann, Ubg 2009, 461.
	 8	Zitiert bei Neumann, Ubg 2009, 461.
	 9	Haarmann, in: BT, Protokoll Nr. 16/56, Finanzausschuss Wortprotokoll, S. 48.
	 10	Schaumburg, in: BT, Protokoll Nr. 16/56, Finanzausschuss Wortprotokoll, S. 51.
	 11	Schön, FAZ v. 9.10.2009, S. 14.
	 12	Fahrenschon, in: BT, Protokoll Nr. 16/56, Finanzausschuss Wortprotokoll, S. 58.
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negativste Symbol der Französischen Revolution, welches nur die „Guten“13 oder – 
im sportlichen Sinne – die „Siegertypen“14 keinen Kopf kürzer mache. Eher ge-
harnischte Kritik wird mithilfe von biblischen Bildern formuliert. Dann wird die 
Regelung als Verstoß gegen höhere Gebote und daher als eine Art „Todsünde“15 
qualifiziert, deren Wirkung dem Vorbild Gottes zuwiderhandle, da sie eine „Stadt 
mit fünf Sündern und 1000 Gerechten“16 trotzdem vernichten würde.

Aber von welcher Regelung ist hier eigentlich die Rede, die den mit der Mate-
rie Befassten solche Metaphern entlockt? Botanisch gesprochen „blühen [derartige 
Regelungen eigentlich] im Verborgenen“17, womit es naheläge, diese Norm der Fa-
milie der Schattengewächse zuzuordnen. Doch diesem unbeachteten Topos ist die 
Zinsschranke längst entwichen und steht mittlerweile im Rampenlicht der aktuel-
len Steuerdiskussion. So beschäftigen sich bisher über 400 Fachpublikationen mit 
ihr, von denen sogar fast die Hälfte ihren Namen in der Überschrift trägt.18

Dass dieser Regelung so viel Beachtung geschenkt wird, liegt nicht nur daran, 
dass sie eine große Angriffsfläche bietet, sondern wohl auch an den großen Zielen, 
die mit ihr erreicht werden sollen. Generell bezweckt der Gesetzgeber mit dieser 
Regelung die allgemeine Sicherung des in Deutschland erwirtschafteten Steuer-
substrats. Speziell zielt die Zinsschranke auf die Einschränkung der Finanzie-
rungspolitik internationaler Konzerne ab, die als „free rider“ das heimische staat-
liche Angebot ausnutzen, indem sie über interne Finanzierungsgestaltungen den 
Ort der tatsächlichen Erwirtschaftung ihrer Gewinne von dem Ort abkoppeln wol-
len, an dem sie ihre wesentlichen Steuerzahlungen leisten. Zusätzlich soll die Zins-
schranke aber auch, so jedenfalls die amtliche Begründung des Gesetzgebers, die 
im internationalen Vergleich niedrige Eigenkapitalquote deutscher Unternehmen 
steigern und damit deren Insolvenzresistenz stärken.19

I. Missbräuchliche Gewinnverlagerung  
als legislative Herausforderung

Die Kapitalausstattung eines Unternehmens bildet eine notwendige Vorausset-
zung für dessen Teilnahme am allgemeinen Wirtschaftsverkehr.20 Für die Beschaf-
fung von Kapital sind grundsätzlich die Eigentümer und damit die Gesellschafter 

	 13	Fahrenschon, in: BT, Protokoll Nr. 16/56, Finanzausschuss Wortprotokoll, S. 58.
	 14	Schön, FAZ v. 15.3.2007, S. 12.
	 15	Loritz, in: BT, Protokoll Nr. 16/56, Finanzausschuss Wortprotokoll, S. 43.
	 16	Schön, in: BT, Protokoll Nr. 16/56, Finanzausschuss Wortprotokoll, S. 47. Zur Quelle 
dieses biblischen Zitats, siehe das Alte Testament, Buch Mose 18, 32.
	 17	Hey, StuW 2008, 167 [Einfügung im Zitat in eckiger Klammer durch den Verf.].
	 18	Siehe Datenbank „Beck-Online“ (Stand: 22.12.2012).
	 19	BT-Drs. 16/4841, S. 31, 35.
	 20	Lutter/Scheffler/Schneider, in: dies. (Hrsg.), Handbuch der Konzernfinanzierung, Rz. 1.46; 
Pfeifer, Steueroptimale Gesellschafter-Fremdfinanzierung einer Kapitalgesellschaft, S. 1.
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bzw. Anteilseigner des Unternehmens verantwortlich.21 Da in Deutschland der 
vom Bundesfinanzhof anerkannte Grundsatz der Finanzierungsfreiheit gilt, ist 
es den Gesellschaftern regelmäßig freigestellt, wie sie ihr Unternehmen finanzie-
ren.22 Ihnen steht damit auch die Möglichkeit offen, ihrem Unternehmen ihre eige-
nen Finanzressourcen zur Verfügung zu stellen. Diese können den Unternehmen 
grundsätzlich als Eigenkapital, z. B. in Form einer Beteiligung, oder als Fremd-
kapital, z. B. in Form eines Darlehens, zugänglich gemacht werden.23 Bei Kör-
perschaftsteuersubjekten spielt in diesem Zusammenhang das sogenannte Tren-
nungsprinzip eine wesentliche Rolle. Es ermöglicht den Gesellschaftern einer 
Kapitalgesellschaft den (auch) steuerrechtlich anerkannten Abschluss schuld-
rechtlicher Verträge mit ihrem eigenen Unternehmen.24

Die Betriebswirtschaftslehre kennt hierbei keine allgemeingültigen Vorgaben 
zum idealen Verhältnis zwischen Eigen- und Fremdkapital.25 Jedes Unternehmen 
hat seine Finanzierungsstruktur individuell unter Einbezug verschiedener Para-
meter wie Branchenzugehörigkeit, Finanzierungskosten oder Risikoeinschätzung 
selbst zu bestimmen. Nach dem anerkannten Theorem von Modigliani/Miller ist 
der Wert eines Unternehmens sogar unabhängig davon, ob und wie hoch dieses 
eigen- oder fremdkapitalfinanziert ist.26 Auch das Gesellschaftsrecht gibt in die-
sem Zusammenhang nur marginale Leitlinien vor, da es lediglich das Minimum 
der Eigenkapitalausstattung verschiedener Rechtsformen bestimmt.27 Sind die ent-
sprechenden Mindeststandards erfüllt, bestehen in der Regel keine weiteren ge-

	 21	Obser, Gesellschafter-Fremdfinanzierung im europäischen Konzern, S. 1; ähnlich Mewes, 
Die Finanzierung von Kapitalgesellschaften im steuerrechtlichen Kontext, S. V.
	 22	BFH, BStBI. II, 1990, 817 (Schuldzinsabzug); BStBl. II 1992, S. 532 (536) (Eigenkapital
ersatz); BStBl. II 1998, S. 193 (197) (Darlehenszinsen); BStBl. 1999 II, S. 342 (Respektierung 
Fremdfinanzierungswunsch). Siehe hierzu auch Hey, StuW 2005, 317 (323); Loose/Maier, in: 
Lüdicke/Sistermann (Hrsg.), Unternehmensteuerrecht, § 17, Rz.  27; Holzaepfel/Köplin, in: 
Erle/Sauter (Hrsg.), Heidelberger Kommentar zur Gesellschafter-Fremdfinanzierung, § 8a, 
Rz. 19.
	 23	Wöhe/Bilstein, Grundzüge der Unternehmensfinanzierung, S. 19; Rudolph, in: Lutter/
Scheffler/Schneider (Hrsg.), Handbuch der Konzernfinanzierung, Rz. 2.10.
	 24	Vgl. § 1 Abs. 1 KStG. Hierbei stützt sich das Trennungsprinzip auch auf § 1 Abs. 1 AktG 
bzw. auf § 5 GmbHG, welche Kapitalgesellschaften eine eigene Rechtspersönlichkeit verlei-
hen. Siehe hierzu auch Teufel, in: Lüdicke/Sistermann (Hrsg.), Unternehmensteuerrecht, § 2, 
Rz. 1. Im Gegensatz dazu unterliegen Personengesellschaften dem Transparenzprinzip. Da-
durch ist deren Besteuerung im Grundsatz am Einzelunternehmer ausgerichtet und Leistungs-
vergütungen zwischen den Gesellschaftern und ihren Unternehmen wirken sich steuerlich re-
gelmäßig nicht aus, da sie dem Gesamtgewinn der Personengesellschaft (wieder) hinzugefügt 
werden; siehe hierzu Hey, in: Tipke/Lang (Hrsg.), Steuerrecht, § 11, Rz. 1 ff.
	 25	Homburg, FR 2007, 717 (722).
	 26	Tirole, The Theory of Corporate Finance, S. 77 ff.
	 27	Für eine Aktiengesellschaft ist nach § 7 AktG ein Minimalgrundkapital von EUR 50.000 
vorgeschrieben. Dieser Betrag gilt nach § 278 Abs. 3 i. V. m. § 7 AktG auch für eine Komman-
ditgesellschaft auf Aktien (KGaA). Für eine GmbH ist nach § 5 GmbHG die Hälfte dieses 
Betrags vorgesehen. Mit § 5a GmbHG ist nun auch die Gründung einer sogenannten „Mini-
GmbH“ mit einem gesetzlich nicht vorgegebenen, niedrigeren Stammkapital erlaubt.


